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Liebe Kolleginnen
und Kollegen!
Selten zuvor ist so viel von der ¹Groûen Steuer-
reformª geredet worden wie vor der Bundestags-
wahl. Selten ist der Druck der Bürger auf die Poli-
tik so groû gewesen wie jetzt. Niemand weiû so
gut wie wir, in welch' gewaltige soziale Schief-
lage die Politik unser Steuersystem manövriert
hat. Wenn das Handelsblatt den Wirtschaftsstand-
ort Deutschland preist, weil die Steuerlastquote
(Steueraufkommen in Prozent des Bruttoinlands-
produktes) im internationalen Vergleich mit
22,6% ¹ausgesprochen niedrigª sei, wird aus die-
ser Argumentation ein Bumerang: gerade die
niedrige Steuerlastquote ist der klassische Indika-
tor für die alarmierende soziale Schlagseite des
Systems. Wir alle wissen, daû sie durch den Wust
von steuerlichen Vergünstigungen und Sonder-
regelungen entstanden ist, von denen die Arbeit-
nehmer in aller Regel nicht profitieren. Wir alle
können von haarsträubenden sozialen Ungerech-
tigkeiten aus den Steuerakten berichten. ¹Wenn
es das Steuergeheimnis nicht gäbe, wäre die
Revolution in Deutschland schon längst ausge-
brochenª, so die alarmierende Mahnung eines
Kollegen, der Tag für Tag die soziale Wirklichkeit
aus den Steuerakten erfährt.

¹Weg mit dem Wust von steuerlichen Sonderver-
günstigungen, herunter mit den Steuersätzenª
diese Parole kann daher nicht mehr länger nur
gebetsmühlenartig gepredigt werden. Wenn
nicht endlich in diesem Zentralbereich deutscher
Politik etwas geschieht, wird der Wirtschafts-
standort Deutschland an der Wurzel geschwächt,
weil der soziale Frieden akut gefährdet ist.

Nicht zuletzt: die soziale Schieflage des Systems
ist auch durch die wachsende Steuerkriminalität
entstanden. Die Stärkung der Steuerverwaltung
auf allen Ebenen und die ¹Groûe Steuerreformª
müssen daher die Bausteine einer stabilen
Steuerrechtsordnung sein, die durch eine steuer-
politische Neuorientierung der Politik endlich
überzeugend angepeilt werden muû.
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119 DSTG-Experte Ullrich: Konsens
über Steuerreform der
Parteidisziplin geopfert

Auf dem dritten Heidelberger Steuerkongreû referierte der
stellvertretende Bundesvorsitzende der DSTG, Rainer Ullrich,
ein Konsens über eine groûe Steuerreform sei nach den Partei-
programmen möglich gewesen. Eine Einigung sei der Partei-
disziplin und taktischen Spielchen geopfert worden. Die
136 000 Beschäftigten in der Steuerverwaltung, die auf ein
einfaches Steuerrecht gesetzt hätten, seien tief enttäuscht.

122 Empörte Bürger rufen nach
mehr Steuergerechtigkeit

Das Engagement der DSTG für mehr Steuergerechtigkeit
fällt bei den Bürgern auf fruchtbaren Boden. Immer häufiger
erhalten wir Briefe aus der Bevölkerung mit teilweise haar-
sträubenden Beispielen von Steuerhinterziehung.

124 Ondracek fordert Titel ¹Finanzwirtª
auch für Kollegen in Sachsen-Anhalt

Die Beschäftigten im mittleren Dienst der Finanzverwaltung
von Sachsen-Anhalt sollen das Zertifikat über den Titel
¹Finanzwirtª bekommen. Sie erfüllten alle theoretischen
Voraussetzungen, schrieb DSTG-Chef Dieter Ondracek an
den Landesfinanzminister Wolfgang Gerhards.

129 Programm FISCUS macht weitere
Fortschritte

In einem DSTG-Seminar informierten kompetente Referenten
die Teilnehmer über den aktuellen Stand des Projekts FISCUS
(Föderales Integriertes Standardisiertes Computerunterstütz-
tes Steuersystem).

Karikatur auf dem Titel

Die im Bundestag vertretenen Parteien fordern durchweg eine
Steuerreform ± wie unsere Leser den Parteiprogrammen zur
Bundestagswahl in der September-Ausgabe dieser Zeitung
entnehmen konnten. Die Beschäftigten in den Finanzämtern
hoffen, daû dies nicht nur Lippenbekenntnisse waren.
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I mmer wieder reden
Politiker von Steu-
ervereinfachung. Die

DSTG hat hierzu unzählige
Vorschläge auf den Tisch
gelegt. Unter dem Strich ist
das Steuerrecht nicht ein-
facher, sondern immer
komplizierter geworden.
Heute beklagen alle Insi-
der ein ¹Steuerchaosª.
Nach diesen Erfahrungen
ist es zweifelhaft, ob eine
Steuervereinfachung ge-
lingen wird. Gleichwohl:
die DSTG bleibt herausge-
fordert, auch in der neuen
Legislaturperiode konkre-
te Vorschläge zur Steuer-
vereinfachung in die politi-
schen Gremien hineinzu-
tragen und jede ¹Steuerre-
formª daran zu messen, ob
und inwieweit das Steuer-
recht einfacher und prakti-
kabler geworden ist.

Der stellvertretende DSTG-
Bundesvorsitzende Dr. Rai-
ner Ullrich hatte Gelegen-
heit, im Rahmen des Drit-
ten Heidelberger Steuer-
kongresses die DSTG-Vor-
schläge zur Steuerverein-
fachung zu präsentieren.
Weitere Teilnehmer des
renommierten Kongresses
unter der Moderation von
Professor Dr. Manfred Rose
(Heidelberg): Dr. Karl-
Heinz Däke (Bund der
Steuerzahler), Prof. Dr.
Peter Bareis (Universität
Hohenheim), Prof. Wolf-
gang Ritter (Universität
Mannheim), Prof. Dr. Joa-
chim Lang (Universität zu
Köln) und Dr. Dietrich
Meyding (Oberfinanzprä-
sident a. D.).

¹Das Jahr 1997 endete mit
einer groûen Enttäuschung
für die 136 000 Steuer-
bediensteten in den 750 Fi-
nanzämtern der Bundes-
republik.

Wieder einmal ist das groûe
Vorhaben einer Steuerver-

einfachung gescheitert. Da-
bei klang der Chor der Par-
teien unisono: Steuerverein-
fachung, Senkung der Steu-
ersätze, Wegfall von Aus-
nahmeregelungen, Verbrei-
terung der Bemessungs-
grundlage. Nur in Details
bestanden Unterschiede zwi-
schen den Petersberger
Steuervorschlägen der Ko-
alition, dem SPD-Konzept
zur Entlastung von Arbeit-
nehmern und Familien, dem
Konzept der GRÜNEN für
eine Steuerreform für Ge-
rechtigkeit und Transparenz
und dem PDS-Konzept für
eine soziale und gerechte
Einkommensteuer.

Der Konsens wurde der
Parteidisziplin geopfert. Die
Steuerreform ist in den Ir-
rungen des vorgezogenen
Bundestagswahlkampfes un-
tergegangen. Die Steuerre-
form hat sich in den Re-
formstau eingereiht. Keine
Chance hatten die Vorschlä-
ge zu einer konsumorientier-
ten, marktorientierten Ein-
kommensbesteuerung. Wa-
ren es Berührungsängste
oder scheute man nur
die Übergangsschwierigkei-
ten? 1)

Das Scheitern der Steuer-
reform ist besonders deshalb
bedauerlich, weil unser
Steuersystem in immer stär-
kere Schieflage gerät. Die
Bediensteten der Steuer-
verwaltung erleben dies Tag
für Tag.

Schieflage 1998

Die gegenwärtige Situation
in Deutschland ist gekenn-
zeichnet von einer rückläu-
figen Steuerquote, die im in-
ternationalen Vergleich im
unteren Mittelfeld liegt,
einem steigenden Brutto-
inlandsprodukt und einem
rückläufigen Steueraufkom-
men.

Die Steuerquote hat sich
entwickelt von 22,8% im
Jahre 1970 über 24,8% in
1980, 22,7% 1990, 23,6% in
1995 auf wiederum ca. 22%
in 1998. Unsere Nachbarlän-
der liegen mit 25,2% Frank-
reich, 28,8% Italien, 25,6%
Niederlande und 26,8%
Österreich alle höher 2).

Das Bruttoinlandsprodukt hat
sich in den vergangenen Jah-
ren in Deutschland wie folgt
entwickelt 3):

real nominal

1995 + 1,9% + 4,1%

1996 + 1,4% + 2,4%

1997 + 2,5% + 3,5%

1998 + 2,8% + 4 %

Demgegenüber zeigt das
Steueraufkommen Stagna-
tion und war 1997 erstmalig
in der Nachkriegsgeschichte
rückläufig 4).

Was sind die Ursachen die-
ser überraschenden gegen-
läufigen Entwicklung?

Schattenwirtschaft
wächst

Sinkende Steuereinnahmen
bei steigendem Bruttoin-
landsprodukt und unverän-
dertem Steuersystem spre-
chen für eine ansteigen-
de Schattenwirtschaft. Nach
den wissenschaftlich abge-
sicherten Untersuchungen
zur Schattenwirtschaft von
Prof. Friedrich Schneider
von der Universität Linz hat
sich die Schattenwirtschaft

in Deutschland wie folgt
entwickelt:

1975 6 % BIP

1990 11,4% BIP

1995 13,9% BIP
1996 14,5% BIP

1997 15 % BIP

Daraus errechnet sich 1997
ein Anteil der Schattenwirt-
schaft am Bruttoinlandspro-
dukt in Höhe von 548 Mrd.
DM. Unter Berücksichti-
gung von gezahlter Mehr-
wertsteuer und hinterzoge-
nen Gewinnsteuern erge-
ben sich aus dem Umfang
der Schattenwirtschaft Steu-
erausfälle in Höhe von 150
bis 200 Mrd. DM. Wäre
die Schattenwirtschaft mit
11,4% auf dem Stand von
1990 verblieben, so läge
das Steueraufkommen heute
40 Mrd. DM höher.

Schattenwirtschaft ist ein
Krankheitssymptom unseres
Steuersystems. Sie wird nie
ganz zu verhindern sein. Be-
unruhigend ist jedoch die
laufend weiter steigende
Tendenz.

Neben der Schattenwirt-
schaft beunruhigen Ver-
schiebungen im Steuerauf-
kommen zwischen den ein-
zelnen Steuerarten. Die Ver-
teilung des Steueraufkom-
mens zwischen den einzel-
nen Steuern zeigt die Ten-
denz steigender Lohn- und
Umsatzsteuer bei rückläu-
figer Einkommen- und Kör-
perschaftsteuer 5).

Die Verschiebung zwischen
Lohnsteuer und Einkom-
mensteuer hat unterschied-

Vortrag des stellvertretenden DSTG-Vorsitzenden Rainer Ullrich

Konsens über Steuerreform wurde
der Parteidisziplin geopfert

LSt veranlagte
ESt KöSt USt

1980 34,8% 11,5% 7,8% 21,7%

1990 38,5% 7,9% 7,6% 18,6%

1997 43 % 1,8% 6,8% 32,9%
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liche Ursachen u.a. die Art
der statistischen Anschrei-
bung. Unverkennbar ist je-
doch die Tendenz von der
Körperschaftsteuer und der
veranlagten Einkommen-
steuer hin zur Lohnsteuer
und zur Umsatzsteuer. Da-
bei wird steuersystematisch
nicht übersehen, daû die
Lohnsteuer eine besondere
Erhebungsform des Gesamt-
topfes Einkommensteuer ist.
Die statistischen Ergebnisse
legen jedoch die Vermutung
nahe, daû Lohnsteuerzahler
und Konsumenten zu den
Hauptsteuerzahlern gewor-
den sind.

Diese Vermutung findet
eine Bestätigung in den
Feststellungen des Landes-
rechnungshofs Baden-Würt-
temberg 6). Der Rechnungs-
hof hat 890 Veranlagungs-
fälle bei sechs Finanzäm-
tern untersucht und dabei
2 209 Veranlagungen über-
prüft. Er hat festgestellt, daû
der Durchschnittsverdiener
mit 52 000 DM Bruttover-
dienst einen Steueranteil
von 20,2% entrichtet. Bei
den Spitzenverdienern mit
mehr als 250 Tausend DM
Einkommen wurde in den
Jahren 1990 bis 1994 nur bei
63,6% ein Grenzsteuersatz
von 53% erreicht. Steuer-
pflichtige, die den Spitzen-
steuersatz zahlen, sind von
1990 bis 1994 von 70% auf
56% zurückgegangen. In
den untersuchten Ver-
anlagungen wurden im
Durchschnitt steuertechni-
sche Verluste von rund
105 000 DM je Veranlagung
geltend gemacht. Dies
führte dazu, daû in 122 Fäl-
len überhaupt keine Ein-
kommensteuer fällig wur-
de 7).

In Anbetracht dieser Ergeb-
nisse, die mehr oder weniger
repräsentativ für die alten
Bundesländer sein dürften
stellt sich die Frage, ob mit
dieser Besteuerungswirk-
lichkeit der Grundsatz der
Besteuerung nach der Lei-
stungsfähigkeit verletzt oder
zumindest tangiert ist.

Seit Adam Smith und der
Erklärung der Menschen-
rechte ist weltweit aner-

kannt, daû die Besteuerung
nach der Leistungsfähigkeit
ein Fundamentalprinzip ge-
rechter Besteuerung ist 8).

Zurückzuführen ist das Prin-
zip der Besteuerung nach
der Leistungsfähigkeit auf
den Grundsatz der Gleich-
mäûigkeit der Besteuerung.
Der Gleicheitssatz gebietet
es, die Steuerlast entspre-
chend der wirtschaftlichen
Leistungsfähigkeit zu ver-
teilen 9).

Formelle Gleichmäûigkeit
bedeutet nach der Recht-
sprechung des Bundesver-
fassungsgerichts 10) auch in-
haltliche Gleichmäûigkeit.
Die Steuerpflichtigen müs-
sen rechtlich und tatsächlich
gleich belastet sein 11).

Gegen diese verfassungs-
rechtlichen Grundsätze ver-
stöût unsere derzeitige reale
Steuerbelastung in eklatan-
ter Weise.

Als Zwischenergebnis ist
demnach festzuhalten: Un-
sere Steuerrechtsordnung,
insbesondere aber die Be-
steuerungswirklichkeit ist in
eine immer stärkere Schief-
lage geraten. Die Steuer-
quote ist mit 22% nicht zu
hoch und tendenziell rück-
läufig. Trotz steigenden
Bruttoinlandsprodukt sta-
gnieren die Steuerein-
nahmen. Ursache dafür ist
die steigende Schattenwirt-
schaft aber auch die in
der Besteuerungswirklich-
keit überproportionale Ent-
lastung groûer Einkommen.
Dies führt dazu, daû im Be-
steuerungsalltag der mate-
rielle Gleichheitssatz nicht
mehr hinreichende Beach-
tung findet.

Steuergerechtigkeit
mit einem

entfrachteten
Steuerrecht

Die derzeitige Steuerwirk-
lichkeit zeigt Tendenzen zur
Verfassungswidrigkeit. Es
wird primär Aufgabe der
neuen Bundesregierung im
Herbst 1998 sein, eine Steu-
erreform auf den Weg zu
bringen. Es ist zu hoffen,
daû der neue Bundestag am

Beginn der Wahlperiode die
Kraft aufbringt, unabhängig
von Interessentengruppen
die richtige Entscheidung
zu treffen 12). Dabei sollte
Ziel, möglicherweise aber
auch Abfallprodukt eines
entfrachteten Steuerrechts
Steuervereinfachung sein 13).
Dabei muû hingenommen
werden, daû eine Verbreite-
rung der Bemessungsgrund-
lage zu einem Ansteigen der
Fallzahlen führt.

Nach den Vorstellungen der
Deutschen Steuergewerk-
schaft sollte sich der Gesetz-
geber an folgenden Leit-
linien orientieren:

Das Steuerrecht muû von
lenkenden Maûnahmen wei-
testgehend befreit wer-
den 14). Ursache des derzeiti-
gen Steuerchaos sind die
lenkenden Maûnahmen der
vergangenen Jahrzehnte,
die Sozialzwecknormen, die
wirtschaftslenkenden Steu-
ervergünstigungen und die
Maûnahmen zur investiti-
onsförderung, zur Vermö-
gensbildung, zum Umwelt-
schutz und die vielen weite-
ren Zwecknormen. Das
Steuerrecht hat sich auf
seine eigentliche Aufgabe
der Mittelbeschaffung für
den Staatshaushalt zu be-
schränken. Subventionen
sind offen auszuweisen. Das
schafft Transparenz und
sorgt für Klarheit und Wahr-
heit im Subventionsbericht.
Auûerdem wäre eine Um-
stellung der Volksmentalität
wünschenswert: Subventio-
nen sollten nicht im steuer-
lichen Selbstbedienungsla-
den zur Verfügung stehen,
sondern der Staat sollte sich
offen dazu bekennen, wenn
er Geld zu verschenken hat.

Die Entfrachtung des Steu-
errechts mit der Folge der
Verbreiterung der Bemes-
sungsgrundlage führt dazu,
daû die Steuersätze gesenkt
werden können. Deutsch-
land braucht sich auf dem
internationalen Parkett nicht
mehr unter Wert zu ver-
kaufen. Ohne Senkung der
Steuerquote kann der
Standort mit niedrigeren
Steuersätzen im internatio-
nalen Vergleich gestärkt

werden. Dies führt zur Ak-
zeptanz des Systems, zur
Zufriedenheit der Steuer-
bürger und zu rückläufiger
Attraktivität der Schatten-
wirtschaft.

Die wirksamste Form der
Steuervereinfachung ist die
Abschaffung einzelner Steu-
erarten. Es ist eine alte For-
derung der DStG, die Kraft-
fahrzeugsteuer auf die Mi-
neralölsteuer umzulegen.

Sämtliche Einkunftsarten
sollten weitgehend gleich
behandelt werden. Der um-
fassende Schuldzinsenab-
zug sollte wieder eingeführt
werden, womit die wenig
überzeugende Rechtspre-
chung zum 2-Kontenmodell
gegenstandslos würde.

In Frage kommt auch eine
Erweiterung der Gewinn-
einkünfte. Viele Streit- und
Abgrenzungsfragen würden
sich nicht mehr stellen.

Aus der Sicht von Laien be-
stehende Steuerschlupflö-
cher wären gestopft.

Zur Steigerung der Effizienz
der Verwaltung sind die
Steuerfälle stärker zu ge-
wichten. Hierzu gehört eine
Verstärkung der Betriebs-
prüfung. Es ist ein untrag-
barer Zustand, daû Mittel-
betriebe, die bis zu einem
Gewinn von 450 Tausend
DM reichen, derzeit nur alle
13 Jahre geprüft werden.
Die Steuerfahndung ist min-
destens zeitweilig erheblich
aufzustocken. Die zig-Tau-
send Steuerhinterzieher, die
ihr Geld nach Luxemburg
gebracht haben, dürfen
nicht von einer unterbesetz-
ten Steuerfahndung profitie-
ren.

Die Arbeit des Finanzamts
muû durch Datenträgeraus-
tausch weiter erleichtert
werden. Was dem Staat an
anderer Stelle bekannt ist,
muû auch dem Finanzamt
zur Verfügung stehen. Kein
Mensch versteht, daû Ren-
tenzahlungen dem Finanz-
amt nur dann bekannt wer-
den, wenn der arglose Rent-
ner, dies dem Finanzamt
mitteilt. Das Steuergeheim-
nis muû in den Fällen der
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Steuerhinterziehung als ver-
wirkt gelten. Das Bankge-
heimnis ist nach dem Mas-
senmiûbrauch nicht mehr
schützenswert. Das Bankge-
heimnis ist auf einen Ehren-
kodex der Banken und Spar-
kassen zurückzuführen.

Die Zeit ist reif für ein Steu-
ergesetzbuch. Alle allge-
meinen Begriffe des Steuer-
rechts sind zu kodifizieren,
zu vereinheitlichen und in
einem allgemeinen Steuer-
gesetzbuch zusammenzu-
fassen. Die Zeit von 15 ver-
schiedenen Einkunftsbegrif-
fen muû ein Ende haben.
Ein allgemeines Steuerge-
setzbuch diszipliniert auch
den Gesetzgeber und schafft
Ordnung.

Steuergesetze sind im Wege
der Normprüfung und der
Effizienzprüfung vor ihrem
Ergehen auf Praktikabilität
und entstehende Kosten bei
Bund und Ländern zu prü-
fen. Die Verwaltung darf
nicht mehr als Reparatur-
werkstatt des Gesetzgebers
miûbraucht werden.

Europa darf nicht nur als
einheitliches Währungsge-
biet zusammenwachsen.
Neben der Steuerharmoni-
sierung müssen auch für die
Gewinnermittlung einheit-
liche europäische Kriterien
erarbeitet werden. Für die
Erfassung der Kapitalein-
künfte ist ein europaweites
Kontrollsystem zu entwik-
keln.

Mit diesen Vorschlägen der
DStG könnte man der ent-
standenen Schieflage be-
gegnen, Steuergerechtig-
keit realisieren und den
Sumpf von Steuerchaos und
¹Steuerschlupflöchernª aus-
trocknenª.

1) So die Protokolle der Wai-
gel-Kommission als Grund-
lage der Petersberger Be-
schlüsse.

2) Vgl. hierzu Finanzbericht
1998 des Bundesministe-
riums der Finanzen, Bonn
1997, S. 345.

3) Vgl. hierzu Finanzbericht
1998 a. a. O. S. 340.

4) Finanzbericht 1998 a. a. O. S.
340.

5) Finanzbericht 1998 a. a. O. S.
233.

6) Denkschrift 1997 des Rech-
nungshofs Baden-Württem-
berg S. 27±37.

7) Vgl. zur Untersuchung des
Rechnungshofs und den
daraus zu ziehenden Folge-
rungen: Puchta, Gerechtere
Steuergesetzgebung, Steuer-
warte 1997 S. 217 ff.

8) Vgl. hierzu Tipke/Lang,
Steuerrecht 15. Auflage
Köln 1996 § 4 Rz. 81 ff.

9) Vgl. hierzu Tipke/Lang
a. a. O. § 4 Rz. 70ff.

10) BVerfG E 84, 239.
11) Vgl. hierzu Tipke/Lang

a. a. O. § 4 Rz 71ff.
12) Zu den Ursachen des Schei-

terns der Steuerreform 1997
vgl. Hiller, Die Steuerre-
form. Über Anlässe, ihre
Zielsetzung und über die
Ursache ihres Scheiterns
Steuerwarte 1998 S. 37ff.

13) Über die Möglichkeiten zur
Steuervereinfachung vgl.
u. a. Flies, Überlegungen
zur Steuervereinfachung und
Steuergerechtigkeit, Steuer-
warte 1998 S. 7 ff.

14) Zu den einzelnen Len-
kungsnormen vgl. Tipke/
Lang a. a. O. § 4 Rz 19ff.

DSTG für Anwärter
attraktiv

Neun der zehn zum 1. Juli
1998 beim Finanzamt Ko-
blenz eingestellten Finanz-
anwärterinnen und -anwär-
ter sind Mitglieder der
DSTG geworden. Ortsver-
bandsvorsitzender Günter
Reinsbach, zugleich stellver-
tretender Landesvorsitzen-
der, konnte Christoph Bek-
ker, Markus Busch, Jörg Die-
ter Kuntze, Christian Laube,
Angela Röder, Markus
Romann, Jochen Schatte,
Sylvia Stein und Christine
Wagner von den Vorteilen
der DSTG-Mitgliedschaft in
Rheinland-Pfalz überzeu-
gen. Ein schöner Werbeer-
folg! Übrigens: Anwärterin-
nen und Anwärter können
drei Monate beitragsfrei die
DSTG kennenlernen.

D ie Verhandlun-
gen zwischen der
GGVöD und dem

Land Brandenburg über die
Umsetzung des Tarifvertra-
ges zur Regelung der Alters-
teilzeit (TV ATZ) konnten
zum Abschluû gebracht wer-
den. Der GGVöD-Vorsitzen-
de Horst Zies und die Fi-
nanzministerin des Landes
Brandenburg, Dr. Wilma
Simon, unterzeichneten ei-
ne entsprechende Vereinba-
rung am 2. September 1998
in Potsdam.

Mit dieser Umsetzungsver-
einbarung werden den Ar-
beitnehmern in Branden-
burg Vorteile geboten, die
über den TV ATZ hinausge-
hen. Auch wird die Anwen-
dung des TV ATZ bzw. seine
Umsetzung durch die Dienst-
stellen erleichtert. Dadurch
entsteht Klarheit und Rechts-
sicherheit, von der die Ar-
beitnehmer ebenso wie das
Land Brandenburg profitie-
ren können.

Insgesamt wird der TV ATZ
Brandenburg optimal ge-
staltet. Die GGVöD hat da-
mit erstmals ein Ergebnis er-
zielt, das auch mit der be-
schäftigungsfördernden Wir-
kung des TV ATZ Ernst
macht. Denn nunmehr ist
gewährleistet, daû die Wie-
derbesetzung der frei ge-
wordenen Stellen ± auch mit
jungen Ausgebildeten und
Arbeitslosen ± dem Abbau
von Arbeitsplätzen tatsäch-
lich vorgeht.

In einem weiteren wichtigen
Punkt berücksichtigt die
Vereinbarung ebenso die In-
teressen von Teilzeitbe-
schäftigten. Sie sind bei der
Besetzung frei gewordener
Vollzeitstellen vorrangig zu
berücksichtigen, soweit dies
beantragt wird. Hingegen
setzt der TV ATZ unmittel-
bar vor Eintritt in die Alters-
teilzeit eine Vollbeschäfti-
gung voraus. Deshalb ist

nach dem TV ATZ selbst der
Teilzeitbeschäftigte von der
Altersteilzeit ausgeschlos-
sen, der die übrigen persön-
lichen Voraussetzungen des
TV ATZ erfüllt. Hierzu zäh-
len eine Beschäftigungszeit
von fünf Jahren und davon

Interessen der
Teilzeitbeschäftigten

berücksichtigen

drei Jahre in Vollbeschäfti-
gung. Auf Grundlage der
Vereinbarung ist auch die-
ser Teilzeitbeschäftigte nach
kurzer Zeit in Vollbeschäfti-
gung in der Lage, Altersteil-
zeit zu beantragen bzw. zu
beanspruchen.

Ferner ist hervorzuheben,
daû der Spielraum der Ab-
lehnungsgründe eingeengt
wird. So kann dem Antrag
eines erst 59jährigen Vollbe-
schäftigten nur ein dienstli-
cher bzw. betrieblicher Grund
entgegenstehen. Nach dem
TV ATZ kommen diese
Gründe gegenüber dem An-
spruchsteller ab Vollendung
des 60. Lebensjahres zum
Tragen. Vor Vollendung des
60. Lebensjahres räumt der
TV ATZ dem Arbeitgeber
hingegen noch ein wesent-
lich erweitertes Ermessen
ein.

Von besonderer praktischer
Bedeutung ist auch die Re-
gelung, daû der Arbeitgeber
seine Zustimmung zu einer
bestimmten Variante der Al-
tersteilzeit nur aus dringen-
den dienstlichen bzw. be-
trieblichen Gründen verwei-
gern darf.

Erfreulicherweise ist es ein
Bundesland im Tarifgebiet
Ost, das sich klar zu Buch-
staben und Geist des TV
ATZ bekennt. Die GGVöD
ist auch gegenüber anderen
Bundesländern zu entspre-
chenden Umsetzungsverein-
barungen verhandlungsbe-
reit.

Altersteilzeitregelung
in Brandenburg
mit mehr Vorteilen
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B erichte der Medien
über das Engage-
ment der Deutschen

Steuer-Gewerkschaft für ei-
ne gerechte Besteuerung
bringen die DSTG weit über
den Bereich der Beschäftig-
ten in den Finanzämtern ins
Gespräch. Dies hat auch zur
Folge, daû sich Bürgerinnen
und Bürger telefonisch und
brieflich bei der DSTG mel-
den und sich positiv zu unse-
rer Arbeit äuûern. Dies ge-
schieht teilweise mit Namen
und teilweise aber auch an-
onym. Der Tenor ist jedoch

Nicht nur bei
¹kleinen Leutenª

abkassieren

einhellig: es müsse mehr für
Steuergerechtigkeit getan
werden. Man solle nicht
nur bei den kleinen Leuten
Steuern kassieren, sondern
auch die Groûen an die
Steuerpflicht erinnern.

In einem Brief stand zu le-
sen:

¹Ob Minister oder Abge-
ordnete, nach wie vor ha-
ben diese Herren und Da-
men groûe Steuervergün-
stigungen, im Gegensatz
zu uns kleinen Leuten. Da
muû sich etwas ändern.
Ebenso bei den Groûfir-
men, die laut Zeitungs-
berichten keine Steuern
in Deutschland bezahlen.
Auch bei Firmenverlegun-
gen ins Ausland müssen
Abgaben verlangt wer-
den. Keiner traut sich an
diese Unternehmen ran.
Jede Partei sorgt nur für
sich. Wir alle haben die
Schnauze restlos voll.ª

Weiter wird gefragt:

¹Warum können Becken-
bauer oder Schumi oder
Stich und wie sie alle hei-
ûen sich unbehelligt in

Deutschland aufhalten,
trotzdem sie im Ausland
ihren Wohnsitz haben?
Die zahlen keine Steuern
bei uns. Da kann doch ir-
gend etwas nicht stim-
men?ª

Zum Thema ¹Bankenfahn-
dungª wurde geschrieben:

¹Nachdem Sie sich des
Problems der Steuerhin-
terziehung angenommen
haben, bitte ich Sie, die
beigefügten Unterlagen
zu lesen. Diese Unterla-
gen müssen derzeit an-
onym vorgelegt werden.
Trotzdem muû diese ge-
samte Angelegenheit um-
fassend aufgeklärt wer-
den. Im Moment scheint
es so, als werden die Klei-
nen gehängt und die Gro-
ûen läût man laufen. Die
Dimensionen, die diese
Sache annimmt, sind dann
natürlich nicht mehr zu
kontrollieren. Die gesamte
Bankenwelt, inklusive der
Aufsichtsräte der Banken,
die Auslandstöchter ge-
gründet haben, ist invol-
viert. Dies ist demnach der
gröûte Skandal, der sich
in der Bundesrepublik
Deutschland abgespielt
hat, da Banken, Staats-
anwaltschaft, Steuerfahn-
dung, Politiker (auch als
Aufsichtsräte bzw. als zu-
ständiger Finanzminister),
Bankmitarbeiter und Steu-
erbürger betroffen sind.
Dies wird eine interes-
sante gesellschaftspoliti-
sche Diskussion, zudem
dieses Jahr Wahlen in
Bayern und die Bundes-
tagswahlen anstehen. Sie
können davon ausgehen,
daû die Kleinbanken und
ihre Mitarbeiter nicht ge-
willt sind, diese Sache al-
leine ausbaden zu müs-
sen. Zur gegebenen Zeit
kommen alle internen
Fakten auf den Tisch der
Öffentlichkeit.

¼ª

In einem weiteren Schrei-
ben stand zu lesen:

¹Nach dem Legalitäts-
prinzip haben Sie bei
strafbaren Handlungen
gegen jedermann einzu-
schreiten. In den letzten
Monaten wurden viele
Genossenschaftsbanken
durch die Steuerfahndung
untersucht. Grundlage der
Untersuchung waren fol-
gende Komponenten:

I möglicher Zahlungsver-
kehrsweg nach Luxem-
burg (Ausland)

I Vorhandensein eines
CpD-Kontos

I Tochtergesellschaft in
Luxemburg (oder Mut-
tergesellschaft im Aus-
land = ausländische
Banken unterhalten Fi-
lialen in Deutschland)

I Ausgabe von Schuld-
verschreibungen

Nach Angaben der Zeit-
schrift ¹Finanzenª 6/1998
sind inzwischen 730 Mil-
liarden ins Ausland ge-
flossen. Um zu wissen wo-
hin, braucht man nur die
Bilanzvolumen der Toch-
tergesellschaften in Lu-
xemburg oder in der
Schweiz betrachten ±
ohne die Volumen, die bei
ausländischen Banken de-
poniert wurden, bzw. die
über Töchter von Aus-
landsbanken zur Mutter
im Ausland verbracht
wurden. Unter diesen Prä-
missen ist es gerade zu
grotesk, allein die Genos-
senschaftsbanken zu un-
tersuchen und verant-
wortlich zu machen. Es
wurde ein regelrechtes
Kesseltreiben gegen die-
se mittelständischen Ban-
ken, die wiederum Mittel-
ständler und Gewerbe-
treibende als Kunden ha-
ben, entfacht. Nach dem
Legalitätsprinzip und dem
Gleichheitsgrundsatz müs-
sen demnach alle Banken
untersucht werden, da
alle die vorgenannten
Komponenten erfüllen. Die
Politiker in den Verwal-
tungsräten der Landes-
banken haben die Grün-
dung der Luxemburg-
Töchter beschlossen und

sie haben die Volumens-
entwicklung der Luxem-
burg-Töchter in jeder Ver-
waltungsratsitzung vorge-
tragen bekommen. Daû
die Bilanzvolumen nicht
von 400 000 Luxembur-
gern stammen können,
entspricht dem Gesetz der
Logik. Damit ist klar, daû
in diese Angelegenheit
die gesamte Gesellschaft
verstrickt ist. Das ist kein
Bankproblem, obwohl es
derzeit so behandelt wird.
Die Banken wurden
scheibchenweise unter-
sucht, so daû man zu-
nächst die Gesamtdimen-
sion nicht erkannt hat.
Tatsächlich ist es ein Pro-
blem für:

1. den Bürger und Steuer-
zahler,

2. die Banken, wobei die
Primärbanken das Geld
verloren haben und
jetzt den ¾rger mit der
Staatsanwaltschaft und
Steuerfahndung ha-
ben,

3. die Bankenmitarbeiter
und Bankenvorstände
wegen Gesetzesverlet-
zung,

4. die Politiker in den
Verwaltungsräten, die
das System (Luxem-
burg etc.) mitbeschlos-
sen und die Volumens-
entwicklung kannten,

5. die Staatsanwaltschaft,
die dem Legalitäts- und
Gleichheitsprinzip (auch
aufgrund der Masse)
nicht gerecht werden
kann,

6. die Steuerfahndung, die
überfordert ist und
die Durchsuchungen bis
Ende 1998 (wegen Auf-
bewahrungsfristen Un-
terlagen 92, das sind
die wichtigsten Belege)
nicht schaffen kann.ª

Der Tenor dieser auszugs-
weisen Schreiben macht
deutlich, was die DSTG im-
mer gesagt hat. Die Politik
muû alles tun und die Steu-
erverwaltung personell auf-
rüsten, damit der Steuer-
anspruch bei allen ge-
recht durchgesetzt werden
kann.

Empörte Bürger
rufen nach mehr
Steuergerechtigkeit
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D er DSTG-Landes-
verband Bremen
hat in einer groû an-

gelegten Flugblattaktion in
allen Finanzämtern auf die
Situation der Steuerverwal-
tung in Bremen aufmerksam
gemacht und dabei Finanz-
senator Perschau ins Visier
genommen. Die Lage der
Steuerverwaltung in Bre-
men ist ein Spiegelbild der
Lage der Steuerverwaltung
in Deutschland: die Steuer-
quellen werden nicht ausge-
schöpft. Dementsprechend
muû immer stärker an
der Steuerschraube gedreht
werden. Die ehrlichen und
pünktlichen Steuerzahler
zahlen die Zeche.

Deutlich ist der Inhalt des
Flugblatts, das sich an alle
Bürgerinnen und Bürger in
Bremen wendet:

¹¼ im Lande Bremen

Das will der
Finanzsenator:

l Abbau des Personals
von 1 407 Bediensteten
am 1. 1. 1998 auf 1 205
zum 1. 1. 2002

l Nichtübernahme der
Prüfungsjahrgänge
1998 und 1999

l Keine Einstellung von
Anwärtern in den Jah-
ren 1997 bis 1999

Das sind die Folgen:

l Arbeitsplätze werden
infolge einer Neuorga-
nisation des Innen-
dienstes dauerhaft ver-
nichtet

l Die von den Bedienste-
ten zu bearbeitenden
Fallzahlen werden um
bis zu 50% erhöht

l Steuergesetze können
aus zeitlichen Gründen
nicht mehr korrekt an-
gewandt werden

l Durch das ,Abschrei-
ben von Steuererklä-
rungen` werden die
Bediensteten immer

mehr zu Rechtsbre-
chern

l Die Steuergerechtig-
keit und der Bürgerser-
vice bleibe auf der
Strecke

l Die Aufgabenerfül-
lung entspricht nicht
mehr dem Berufsbild
des Steuerbeamten

Wir fordern deshalb:

l Die sofortige Wieder-
aufnahme der Ausbil-
dung

l Die Übernahme der
geprüften Finanz- und
Steueranwärter

Herr Bürgermeister,

Machen Sie Ihre Einnah-
meverwaltung nicht ka-
putt. Schöpfen Sie die
Steuerquellen für unser
Gemeinwesen (Bund, Län-
der und Gemeinde) aus.
Die Quellen des Finanz-
ausgleichs und der Ergän-
zungszuweisungen spru-
deln nicht unendlich!ª

Rechte für
Schwerbehinderte
auf einen Blick

Die DSTG hat den DBB
gebeten, eine Rechtspre-
chungssammlung für Schwer-
behinderte im öffentlichen
Dienst herauszugeben. Das
Recht der Schwerbehinder-
ten werde immer komplexer,
insbesondere das Schwer-
behindertenrecht für den öf-
fentlichen Dienst sei immer
unübersichtlicher geworden
und für die betroffenen
Schwerbehinderten und ih-
re Vertreter in Gewerkschaft
und Personalrat nur schwer
zugänglich. Für die Zukunft
plant die DSTG Seminare
und Symposien, in denen
die Probleme der Schwerbe-
hinderten in der Steuerver-
waltung behandelt werden.

Finanzwirt auch
in Sachsen-Anhalt
anerkennen

Der DSTG-Chef Dieter On-
dracek hat den Finanzmini-
ster des Landes Sachsen-
Anhalt, Wolfgang Gerhards,
aufgefordert, den Beschäf-
tigten des mittleren Dienstes
der Steuerverwaltung, die in
Sachsen-Anhalt die Grund-
und Aufbauschulung absol-
viert haben, das Zertifikat
über die Berechtigung
zur Berufsbezeichnung ¹Fi-
nanzwirt/Finanzwirtinª aus-
zuhändigen. Der Bundes-
vorsitzende hat nachgewie-
sen, daû die Beschäftigten
des mittleren Dienstes in
Sachsen-Anhalt die fach-
theoretische Ausbildung ent-
sprechend dem Steuer-
beamten-Ausbildungsgesetz
und der Ausbildungs- und
Prüfungsordnung durchlau-
fen haben. Nur deshalb sei
darauf verzichtet worden,
den praktischen Teil der
Ausbildung vollständig an-
zubieten, weil alle Teilneh-
mer der Grund- und Auf-
bauschulung über langjähri-
ge vielfältige und einschlä-
gige berufliche Erfahrungen
verfügten. Dieser umfassen-
den Ausbildung habe sich
eine Prüfung angeschlossen,
die zeit- und inhaltsgleich
mit der Laufbahnprüfung
für den mittleren Dienst ab-
genommen worden sei. Die
Absolventen seien daher
durch das StBAG selbst be-
rechtigt, die Berufsbezeich-
nung zu führen und hätten
insoweit einen Anspruch auf
die Aushändigung des Zerti-
fikats, das diese Berechti-
gung ausweise.

Das Finanzministerium be-
absichtigte zunächst, das
Zertifikat auszuhändigen,
hatte dann davon aber wie-
der Abstand genommen,
nachdem die obersten Fi-
nanzbehörden des Bundes
und der Länder mehrheitlich
der Auffassung waren, daû
die Absolventen der Über-
gangsausbildung in den
jungen Bundesländern kei-
nen Anspruch auf das Zerti-
fikat haben. ¹Die teilweise

ablehnenden Stellungnah-
men der obersten Finanzbe-
hörden des Bundes und der
Länder würdigen in keiner
Weise die besonderen An-
strengungen, die das Land
Sachsen-Anhalt bei der
Qualifizierung der Beschäf-
tigten des mittleren Dienstes
geleistet hatª, so Ondracek
an Gerhards.

Brandenburg:
Rechnungshof
bestätigt DSTG

I n seinem Jahresbericht
1998 hat der Landes-
rechnungshof Branden-

burg weitgehend die DSTG-
Analysen zur Lage der Steu-
erverwaltung des Landes
Brandenburg bestätigt. Sein
Fazit: die steuerliche Be-
triebsprüfung dient der Ge-
setzmäûigkeit und Gleich-
mäûigkeit der Besteuerung.
Die hierzu erforderliche an-
gemessene Prüfungsdichte
hat die Steuerverwaltung
Brandenburg noch nicht er-
reicht. 1996 entgingen dem
Fiskus dadurch rechnerisch
erzielbare Mehreinnahmen
in Höhe von mindestens
30 Mio. DM.

Auch die sachliche Ausstat-
tung wird durch den Rech-
nungshof beklagt. ¹Mit dem
Landesrechnungshofbericht
wurden die Forderungen
bzw. die Sachstandsbe-
schreibungen der DSTG für
den Bereich der Betriebs-
prüfung bestätigtª, so der
DSTG-Landeschef Hans-
Holger Büchler vor der
Presse.

Er hat erneut die Landesre-
gierung aufgefordert, den
Aufbau der Steuerverwal-
tung zügig voranzutreiben ±
gerade vor dem Hinter-
grund, daû diese Verwal-
tung die einzige Einnahme-
verwaltung für das Land sei.
Mit einem Sofortprogramm
der Landesregierung müsse
sichergestellt werden, daû
die Übernahme aller in
Königs Wusterhausen aus-
gebildeten Anwärter des
mittleren und gehobenen
Dienstes in diesem Jahr er-
folgen könne.

Flugblätter in Bremen
gegen Perschau
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Chinesische Delegation im DSTG-Haus

Eine Delegation des Allchinesischen Jugendverbandes (All-
China Youth Federation) unter Leitung des Vizepräsidenten
Cao Weizhou war am 03. August Gast im DSTG-Haus. Dort in-
formierte Bundesgeschäftsführer Paul Courth über die deut-
sche Finanzverfassung, die Finanzverwaltung, die Rolle der
DSTG als die gewerkschaftliche Kraft im Steuerbereich sowie
nicht zuletzt über die politischen Wirkmöglichkeiten der
DSTG. Daran schloû sich eine Diskussion mit den chinesischen
Kolleginnen und Kollegen an. Sie unterrichteten die DSTG-
Vertreter über die Probleme beim Übergang einer Planwirt-
schaft zu einer ¹sozialistischen Marktwirtschaftª. Notwendig
sei, von einer Abschöpfung der Gewinne zu einem Besteue-
rungsverfahren nach marktwirtschaftlichen Prinzipien über-
zugehen und eine landesweite Steuerverwaltung aufzubauen.

An der lebhaften Diskussion beteiligten sich auch der stellver-
tretende DSTG-Bundesgeschäftsführer Rafael Zender und der
Bundesjugendleiter Markus Griebenow. Zuvor war die chine-
sische Delegation von DSTG-Chef Dieter Ondracek empfan-
gen worden.

v.l.n.r.: Mr. Ren Jianming, Mr. Ren Jianxin, Sandra Dücker,
Dr. Paul Courth, Markus Griebenow, Ms. Xin Qi,

Rafael Zender, Mr. Cao Weizhou, Dieter Ondracek,
Ms. Seqentana, Mr. Xu Shusen, Mr. Du Yuanquan.

Kombilöhne im öffentlichen Sektor wer-
den von der DBB-Tarifunion/GGVöD kategorisch abge-
lehnt. Nach Einschätzung der GGVöD hätte eine Aus-
dehnung des Modells auf den öffentlichen Dienst die
Einführung subventionierter Niedriglöhne zur Folge.
Tariflich fixierte Billiglöhne werde es aber mit dem Tarif-
partner GGVöD, wie bereits in der diesjährigen Tarif-
runde klar gemacht worden sei, nicht geben.

Nach Thüringen und Brandenburg (s. Be-
richt in dieser Zeitung) hat sich auch der Freistaat
Sachsen im Rahmen der Tarifverhandlungen zur Be-
schäftigungssicherung in der Landesverwaltung unein-
geschränkt ± entgegen anders lautender Berichte ± zur
Anwendung des Tarifvertrages über die Altersteilzeitar-
beit bekannt.

Nach neuesten Zahlen des Verbandes
Deutscher Rentenversicherungsträger (VDR) waren im
Jahr 1996 35 Millionen Personen in der Gesetzlichen
Rentenversicherung versichert. Hiervon waren rund
34 Millionen pflichtversichert. Die gröûte Fallgruppe un-
ter den Beitragszahlern bilden mit 29,9 Millionen die
rentenversicherungspflichtig Beschäftigten. Von ihnen
waren 10,6 Millionen Männer und 3,7 Millionen Frauen
in der Arbeiterrentenversicherung versichert. 6,2 Millio-
nen Männer und 9,2 Millionen Frauen gehörten der An-
gestelltenversicherung an, 206 000 Beschäftigte waren
in der knappschaftlichen Rentenversicherung versi-
chert.

Das Bundesministerium für Arbeit und
Sozialordnung (BMA) hat die Broschüre zur ¹Pflegever-
sicherungª neu aufgelegt. Knapp 1,27 Millionen Pflege-
bedürftige erhalten heute Leistungen der Pflegever-
sicherung bei der häuslichen Pflege. Die Broschüre, die
auf den aktuellen Stand gebracht wurde, gibt vielfältige
Informationen rund um die Pflege und ist beim
BMA, Postfach 500, 53105 Bonn (Tel.: 01 80/5 15 15 10;
Fax: 01 80/5 15 15 11) erhältlich.

+++ Tarif-Telegramm +++
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S oll das Bankgeheim-
nis abgeschafft wer-
den? ± zu diesem The-

ma war der DSTG-Bundes-
vorsitzende Dieter Ondra-
cek zur Sendung ¹Radio 5 ±
Neugier genügt ± Tagesge-
sprächª in das Hörfunkstu-
dio des WDR eingeladen
worden. Nach einer Einfüh-
rung in das Thema durch
den Moderator Jürgen Wie-
bicke waren Zuhörer aufge-
rufen, im Studio anzurufen
und ihre Meinung zu sagen.

Ondracek konnte den Zuhö-
rern vermitteln, daû es nicht
darum gehe, ein ¹Bankge-
heimnisª abzuschaffen, son-
dern die DSTG-Forderung
nur dahin gehe, die in § 30a
der Abgabenordnung (AO)
festgeschriebenen Ermitt-
lungsbeschränkungen ge-
genüber der Steuerverwal-
tung abzubauen. Der heuti-
ge § 30a AO beschränkt den
Auskunftsverkehr zwischen
Finanzamt und Banken und
hindert die Finanzämter, bei
Prüfungen in Banken Kon-
trollmitteilungen zu ferti-

gen. Dies ist eine Behinde-
rung und Begrenzung, die
es nur bei den Einkünften
aus Kapitalvermögen gibt.
In allen anderen Bereichen
sind Auskünfte und das Fer-
tigen von Kontrollmitteilun-
gen möglich. Diese künst-
lich aufgerichtete Mauer des
§ 30a AO gaukele den
Bürgerinnen und Bürgern
ein ¹Bankgeheimnisª vor.

Denn die Ermittlungsbe-
schränkungen des § 30 a AO
gelten heute schon nicht im
Rahmen eines Steuerstraf-
verfahrens. Dieser § 30 a AO
sei mitursächlich für die ho-
he ¹Mogelrateª bei den Ein-
künften aus Kapitalvermö-
gen. Viele Steuerbürgerin-
nen und Steuerbürger ka-
men erst durch diese
vermeintliche Abschottung
zum Finanzamt hin auf die
Idee, ihre Zinseinkünfte in
den Steuererklärungen zu
verschweigen.

Zur Überraschung des Mo-
derators war die überwie-
gende Anzahl der Anrufer

der Meinung, daû diese Son-
derbehandlung bei den Ka-
pitaleinkünften nicht ge-
rechtfertigt sei und wegfal-
len sollte. In Beantwortung
der verschiedenen Beiträge
wies Ondracek darauf hin,
daû durch die hohen Spa-
rerfreibeträge (6 000 DM/
12 000 DM) der kleine
Mann/die kleine Frau sowie
so nicht betroffen sei, denn
bei der heutigen ¹Zinsland-
schaftª bedeute dies die
Steuerfreiheit der Kapitaler-
träge aus einem Kapital von
ca. 300 000 DM. Wer höhere
Einkünfte aus Kapitalver-
mögen beziehe, dürfe nicht
anders behandelt werden
als alle anderen Einkom-
mensbezieher. Es darf nicht
vergessen werden, daû ein
Lohnsteuerzahler die Steuer
stets von der Quelle abgezo-
gen, keine vergleichbaren
Freibeträge erhält und kei-
ne Möglichkeit habe, hier
steuerunehrlich zu werden.

Die Sendung dauerte 30 Mi-
nuten und kam bei den Hö-
rerinnen und Hörern offen-
bar gut an.

Auch wenn die Hörermei-
nungen nicht repräsentativ
waren, so zeigte sich aber
dennoch, daû eine breite

Mehrheit die DSTG-Forde-
rung unterstützt. In der Dis-
kussion wurde auch deut-
lich, daû die Frage der ge-
rechten Besteuerung die Be-
völkerung berührt und be-
wegt und daû der aller
gröûte Teil der Bürgerinnen
und Bürger bereit ist, ehrlich
seine Steuern zu zahlen,
wenn die Steuerverwaltung
sicherstellt, daû auch die an-
deren die ihnen zukommen-
den Steuern voll bezahlen.

Finanzakademie
Berlin-Tegel
(1938±1941)
Zeitzeugen gesucht

Die Gedenkstätte am Ort
des nationalsozialistischen
Konzentrationslagers Sach-
senhausen plant für das Jahr
2000 die Eröffnung einer

Bankgeheimnis ist
eine künstliche Mauer

Anzeigen
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Dauerausstellung zum The-
ma ¹Medizinische Versor-
gung, Rassehygiene und
Zweckforschungª in den er-
halten gebliebenen und
dann sanierten Baracken R I
und R II des Krankenreviers
des KZ Sachsenhausen.

Als Konzentrationslager der
Reichshauptstadt und als
Modell- und Schulungslager
der SS diente das KZ Sach-
senhausen (1936±1945) auch
als Vorzeigelager. Zahlrei-
che Gruppen aus dem In-
und Ausland besuchten das
Lager. Fester Programm-
punkt waren dabei auch
die erwähnten Baracken R I
und R II.

Zu den Besuchergruppen
zählten auch Angehörige
der Finanzverwaltung. Im
Rahmen von Fortbildungs-
veranstaltungen der Finanz-
akademie Berlin-Tegel be-
suchten 1938, wahrschein-
lich auch in den Jahren

1941/1942, zahlreiche Lehr-
gangsteilnehmer und Perso-
nal der Finanzakademie das
KZ Sachsenhausen.

Die Gedenkstätte Sachsen-
hausen ist auf der Suche
nach Lehrgangsteilnehmern
oder deren Angehörigen,
die Auskunft über Besuche
im KZ Sachsenhausen ge-
ben können, die evtl. auch
über Fotografien, Aufzeich-
nungen, Kalendernotizen,
Fahrkarten, Lehrgangspro-
gramme und dergleichen
verfügen.

Hinweise erbittet die Ge-
denkstätte an:

Gedenkstätte und Museum
Sachsenhausen

Dr. Winfried Meyer

Straûe der Nationen 22
16515 Oranienburg

Tel.: 0 33 01/81 09 16
oder 81 09 15 (Sekr.)

GGVöD will
höheren Abschluû

In der Tarifrunde 1999 will
die GGVöD nach Mög-
lichkeit den diesjährigen
1,5-Prozent-Abschluû deut-
lich übertreffen. Wie der
GGVöD-Vorsitzende Horst
Zies in einem Gespräch
mit der Nachrichtenagentur
ADN am 24. August 1998
bekräftigte, dürfen die Mit-
arbeiter des öffentlichen
Dienstes nicht von der allge-
meinen Einkommensent-
wicklung abgekoppelt wer-
den.

Für die GGVöD betonte
Zies, sei es tarifpolitisch un-
erheblich, welche Parteien
die künftige Bundesregie-
rung bilden. ¹Wir erwarten
weder von der CDU noch
von der SPD irgendwelche
Nachwahlgeschenke.ª

Der GGVöD-Vorsitzende er-
innerte daran, daû die Tarif-
verhandlungen in den ver-
gangenen Jahren immer
auch unter dem Aspekt der
Beschäftigungssicherung ge-
führt worden sind. Das Vor-
haben der öffentlichen Ar-
beitgeber, allein auf Länder-
ebene in den nächsten Jah-
ren zusammen rund 90 000
Stellen abzubauen, nannte
Zies in diesem Zusammen-
hang ¹bitterª. Die Arbeitge-
ber müûten sich selbst die
Frage stellen, ob man derart
¹mit der Heckenschereª
vorgehen könne. Überdies
stehe diese Politik in merk-
würdigem Widerspruch zu
den Hauptwahlkampfthe-
men der groûen Parteien,
wie innere Sicherheit und
Bildung. Weniger Kriminali-
tät und bessere Lernergeb-
nisse der Schüler seien mit
weniger Polizisten und in
gröûeren Klassen kaum zu
erreichen.
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D er prominente Steu-
eranwalt Dr. Hans
Flick, früher stell-

vertretender Hauptge-
schäftsführer des DIHT,
Sachgebietsleiter in der
Steuerverwaltung und treues
DSTG-Mitglied, hat in ei-
nem bemerkenswerten Bei-
trag im Handelsblatt das
Verhältnis der Steuerzahler
und der steuerberatenden
Berufe zu den Beschäftigten
der Finanzverwaltung ge-
schildert.

Er hat damit einen beson-
ders effektiven Beitrag zur
Pflege eines guten Steuer-
klimas getan.

¹Am liebsten, so läût mei-
ne Steuer-Karikaturensamm-
lung vermuten, würde der
Steuerpflichtige das Finanz-
amt abfackeln oder in die
Luft sprengen. Die Erfah-
rung lehrt indessen, daû die-
ser emotionale Ansatz nicht
von Erfolg gekrönt wäre. Für
das Verhältnis Steuerpflich-
tiger/Finanzamt sind im
Gegenteil wie bei Firmen-
Dauerkunden-Geschäftsbe-
ziehungen keine Unter-
schätzung, höchste Sach-
lichkeit und flexible Ver-
handlungstechnik angesagt ±
zumal es sich bei dem Ver-
hältnis zwischen Steuer-
pflichtigen und Finanzamt
um ein eheähnliches Ver-
hältnis handelt, das fast un-
auflösbar ist.

Die deutschen Finanzbeam-
ten gehören nach unserer
internationalen Erfahrung
zu den bestausgebildeten.
Insbesondere der gehobene
Dienst ist durch die dreijäh-
rige Ausbildung an den
Fachhochschulen und im Fi-
nanzamt sicher in Buchfüh-
rung und Bilanz, betriebs-
wirtschaftlich gebildet, ver-
fahrensmäûig sicher. Auch
die Ausbildung des höheren
Dienstes hat sich im letzten
Jahrzehnt durch die Intensi-
vierung des Unterrichts an
der Bundesfinanzakademie
wesentlich gebessert. Durch
die Arbeit an vielen Fällen

haben die Beamten eine
breite, tiefschürfende Erfah-
rung. Sie sind spezialisiert
(Hauptsachbearbeiter, Haupt-
sachgebietsleiter, Buûgeld-
und Strafsachenstellen, Spe-
zialfinanzämter für Betriebs-
prüfung und Steuerfahn-
dung sowie Erbschaftsteuer,
Auûensteuerprüfer, Bundes-
amt für Finanzen) und des-
halb dem steuerberatenden
Allgemeinpraktiker inso-
weit oft überlegen. Sie ver-
fügen über branchenspezifi-
sches und ausländisches
Kontrollmaterial, von dem
der Steuerpflichtige nichts
weiû.

Vor diesem Hintergrund wä-
re es vom Steuerpflichtigen
und seinem Steuerberater
töricht, den Finanzbeamten
zu unterschätzen und zu
versuchen, ihn auszutrick-
sen. Richtig ist es vielmehr,
den Finanzbeamten persön-
lich und argumentativ als
gleichwertig zu behandeln.

Die Geschichte zeigt, daû
die Bestechlichkeit deut-
scher Steuerbeamten gegen
null tendiert. Die Moral der
Steuerbeamten ist ± vom
preuûischen Beamtenethos
getragen ± noch intakt. Ins-
besondere junge Leute sind
± von den Vorgesetzten
ermahnt (Zigarrenerlaû) ±
empfindlich gegen aus ihrer
Sicht unangemessene An-
nehmlichkeiten. Deshalb ist
bei Einladungen u. ä. Vor-
sicht geboten.

Weil sich die hierarchische
Ordnung auch in der Fi-
nanzverwaltung gelockert
hat, sollte man streng darauf
achten, Steuerprobleme beim
zuständigen Beamten anzu-
bringen. ¹Befehle von obenª
werden nicht mehr respek-
tiert, sie wecken im Gegen-
teil passive Renitenz. Nur
reine Rechtsfragen, insbe-
sondere Anträge auf ver-
bindliche Zusagen, kann
man innerhalb der Verwal-
tung einverständlich in die
höhere Instanz bringen.

Dienstaufsichtsbeschwerden
verschlechtern nur das Kli-
ma. Über gemischte Sach-
und Rechtsfragen in der Be-
triebsprüfung suche man die
tatsächliche Verständigung.

Steuerberatende Wadenbei-
ûer schaden ihren Klienten
ebensosehr wie Leisetreter,
Trickser haben langfristig
keine Chance. Gefragt sind
auch in der Finanzverwal-
tung anerkannte, seriöse Be-
rater ggf. mit ausgewiesener
Qualifikation für bestimmte
Fachgebiete.

Damit korrespondiert, daû
es ein Kunstfehler des Bera-
ters sein kann, seinen Man-
danten zu finanzamtlichen
Gesprächen mitzunehmen.
Emotionalität ± wie sie ins-
besondere bei höchstper-
sönlichen Steuerproblemen
(z. B. private Kraftfahrzeug-
nutzung) leicht aufkommt ±
schädigt das Klima für ei-
ne sachgerechte Gesamtlö-
sung.

Auch bei Betriebsprüfung
und Steuerfahndung gilt es
für den Steuerpflichtigen,
Zurückhaltung und Sach-
lichkeit zu wahren.ª

Tauschecke

StOI'in aus NRW (OFD Köln)
sucht dringend Tauschpart-
ner/in aus Ba.-Wü. (OFD
Stuttgart oder OFD Karlsru-
he ± F¾ Mühlacker, Pforz-
heim u. Umgebung).

StOS'in aus Hessen (OFD
Frankfurt) sucht dringend
Tauschpartner/in aus Ba.-
Wü. (OFD Karlsruhe).

Wer ist im mittleren Dienst
im Geschäftsbereich der
OFD Hamburg oder Kiel tä-
tig und möchte gern in den
Geschäftsbereich einer OFD
in NRW wechseln?

StI'in aus OFD Stuttgart
sucht dringend Tauschpart-
ner/in aus OFD München
(F¾ M, FFB, STA, DAH).

Ein Steuerinspektor z. A.
aus Niedersachsen (OFD
Hannover) sucht dringend
eine/n Tauschpartner/in aus
dem Bereich der OFD Ber-
lin.

StOS'in aus Nordrhein-
Westfalen (OFD Düsseldorf)
sucht Tauschpartner/in aus
dem Bereich der OFD Stutt-
gart.

Steueranwalt plädiert
für Steuerverwaltung

SPD ± kein ¹rotes Tuchª für die DSTG-Jugend

Ein konstruktives Gespräch führten der Bundesjugendleiter Mar-
kus Griebenow und der Bundestagsabgeordnete der SPD, Chri-
stoph Matschie, am 23. Juni 1998 im Bundeshaus in Bonn.

Die Gesprächspartner erklärten ganz offen ihre Ziele und Vorhaben.
Es wurde darüber nachgedacht, wie die ¹Jugendª in der heutigen
Zeit zukunftsorientierte Politik betreiben kann. Schnell kamen bei-
de auf die Themen Steuervereinfachung, Ökologie und die zu
hohen Arbeitslosenzahlen im Jugendbereich. Fazit: Gewerkschaft
und Politik müssen gemeinsam nach Lösungen für die be- und be-
vorstehenden Probleme suchen!
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Programm FISCUS
macht weitere
Fortschritte

I n einem Symposium der
DSTG vom 30. Juli bis
1. August 1998 im DBB-

Bildungszentrum in Königs-
winter-Thomasberg wurden
die Teilnehmer über den ak-
tuellen Stand des Projekts
FISCUS unterrichtet. Über
die ¹Grundzüge von FIS-
CUSª informierte Karl-
Heinz Kaufmann von der
Koordinierungsstelle für die
Automation in der Steuer-
verwaltung (KAS), die der
Steuerabteilung des Bun-
desfinanzministeriums zu-
geordnet ist. Über das Pilot-
projekt ¹Vollstreckungª be-
richtete Hans Plattner vom
Finanzministerium des Lan-
des Nordrhein-Westfalen,
über die ¹Benutzeroberflä-
che UNIFAª Bernd Trenner
von der Oberfinanzdirektion
Nürnberg.

Das Symposium stand un-
ter der bewährten Leitung
des stellvertretenden DSTG-
Bundesvorsitzenden Dr. Rai-
ner Ullrich.

FISCUS (Förderales inte-
griertes standardisiertes com-
puterunterstütztes Steuersy-
stem) ist ein Gemeinschafts-

Mehr Automation
in den ¾mtern

projekt auf der Basis
eines Verwaltungsabkom-
mens der 16 deutschen Län-
der und des Bundes mit dem
Ziel, eine Neukonzeption
und Neuentwicklung der
Automationsunterstützung
in der Steuerverwaltung zu
schaffen. Die Automations-
unterstützung umfaût die
den Steuerverwaltungen
der Länder gesetzlich zuge-
wiesenen Aufgaben, ins-
besondere alle Vorgänge
des Besteuerungsverfahrens
einschlieûlich der steuerli-
chen Nebenleistungen, des
Steuerstraf- und Buûgeld-
verfahrens usw.

In Nordrhein-Westfalen
wird das ¹Pilotprojekt Voll-

streckungª entwickelt. Dies
ist in seiner ersten Stufe seit
Mitte 1997 in drei Finanzäm-
tern des Landes Nordrhein-
Westfalen im Einsatz.

Die erste Stufe umfaût fol-
gende Leistungen:

I Einrichtung einer Voll-
streckungsdatei,

I Wegfall der Rückstands-
anzeigen sowie Zahlungs-
und ¾nderungsmitteilun-
gen bzw. Ersatz durch Be-
reitstellung der entspre-
chenden Informationsin-
halte in einem dialogisier-
ten Verfahren,

I Bereitstellung von Name,
Anschrift, Geburtsdatum
ggf. abweichender Be-
triebsanschrift, Kontover-
bindung (Zugriff auf oh-
nehin aufgezeichnete Da-
ten, keine Mehrfachspei-
cherung),

I Bereitstellung aktualisier-
ter Säumniszuschläge,

I Programmgesteuerter Aus-
druck von Vollstreckungs-
aufträgen (auf entspre-
chende Entscheidung der
Vollstreckungsstelle hin-
sichtlich Auswahl der
Rückstände und der zu er-
greifenden Maûnahmen),

I Unterstützung des Aus-
drucks von Forderungs-
pfändungen,

I Fristenüberwachung durch
Wiedervorlagesystem,

I Abgabe/Übernahme der
Besteuerungsverfahren,

I Einbindung zugehöriger
Vordrucke, Textbausteine
usw.,

I Umspeicherung und

I Gesamtübernahme.

Darüber hinaus wird an
einem Fachinformationssy-
stem (FIS) gearbeitet, das in

Dokumente in
der Datenbank

gespeichert

das Projekt FISCUS inte-
griert ist. Verwaltungsan-
weisungen, Rechtsprechung,
Verfügungen usw. werden
in der Datenbank gespei-
chert. Für das schnelle Auf-
finden zusammengehöriger

Dokumente werden ¹Navi-
gationshilfenª wie z.B. der
Aktenplan oder das Ein-
kommensteuer-Handbuch
gebildet.

Chefs der OFD'en
unterstützen DSTG

I n der 7/8-Ausgabe von
¹Die Steuer-Gewerk-
schaftª haben wir über

eine äuûerst negative Be-
wertung der Betriebsprü-
fung in den Neuen Wirt-
schaftsbriefen berichtet. Die
Stellungnahme der Deut-
schen Steuer-Gewerkschaft,
die nach anfänglichem Wi-
derstand von den Neuen
Wirtschaftsbriefen im Wort-
laut abgedruckt wurde, hat
Beachtung und breite Zu-
stimmung in der Fachwelt
gefunden. Die fundierte
und sachliche Stellungnah-
me wurde allseits positiv be-
wertet. Das positive Echo
auf die DSTG-Stellungnah-
me hat bewiesen, daû die
Verfasser des kritischen Ar-
tikels absolut im Abseits ste-
hen ± und dies ist gut so!

Der NWB-Artikel und die
Stellungnahme der DSTG
wurden allen Oberfinanz-
präsidenten mit der Bitte um
Unterstützung übersandt.
Eine Reihe von Oberfinanz-
präsidenten haben ihrerseits
an den NWB-Verlag ge-
schrieben und die Argu-
mente und Fakten der
DSTG noch weiter ergänzt.
Wenn von ¹ausgeprägten
Betriebsprüfungswesenª ge-
sprochen wurde, so wurde
dies in klaren Zahlen und
Fakten widerlegt. Der Be-
triebsprüfung unterliegen
insgesamt 6 058 972 Betrie-
be. Hiervon wurden im Jah-
re 1996 173 422 Betriebe ge-
prüft. Dies entspricht gerade
einem Anteil von 2,8% und
einem Prüfungsturnus von
rd. 35 Jahren. Bei diesen
klaren Zahlen kann offen-
kundig nicht von einem
¹ausgeprägten Betriebsprü-
fungswesenª gesprochen
werden.

Weiter wurde der NWB-Ver-
lag von einem Oberfinanz-

präsidenten darauf hinge-
wiesen, daû im Jahre 1996
gerade mal 9 155 Betriebs-
prüfer eingesetzt waren. Un-
terstellt man jährlich 220 Ar-
beitstage je Betriebsprüfer,
ergeben sich insgesamt
2 014 100 Arbeitstage. Bezo-
gen auf die Zahl der geprüf-
ten Betriebe ergibt sich eine
durchschnittliche Prüfungs-
dauer von 11,6 Arbeitstagen
je geprüften Betrieb. Von ei-
ner ¹ungewöhnlich langen
Dauer der Betriebsprüfun-
genª könne daher nicht die
Rede sein. Die vorstehende
Prüfungsdauer relativiere
sich noch, wenn man be-
rücksichtige, daû die Dauer
einer Betriebsprüfung mit
lediglich etwa 60% auf den
eigentlichen Auûendienst
im zu prüfenden Betrieb ent-
fällt. In Fortführung vorge-
nannter Berechnung betrug
daher die rechnerische An-
wesenheit eines Betriebs-
prüfers im Durchschnitt
rund sieben Arbeitstage je
Betriebsprüfung.

Auch diese Ergänzungen
zeigen, wie absurd die Be-
hauptungen der Autoren
Wengert und Widmann wa-
ren.

Liberales Gespräch

Die DSTG-Jugend (Bundes-
jugendleiter Markus Grie-
benow) und die F.D.P. (Bun-
destagsabgeordnete Birgit
Homburger) suchten am
18. Juni 1998 im Bundes-
haus in Bonn nach gemein-
samen Ansätzen zukünfti-
ger Politik.

Im Vordergrund stand ein
persönliches und lockeres
Gespräch zum Kennenler-
nen. In dem ausführli-
chen Gedankenaustausch er-
kannte man Ansätze zur Zu-
sammenarbeit im Bereich
des Länderfinanzausgleichs
und im Bereich der Ökolo-
gie. Aufgrund des guten Ge-
sprächsklimas vereinbarten
Homburger und Griebenow
weitere Treffen.

Fazit: Im Bereich der DSTG-
Jugend ist von ¹Politikver-
drossenheitª keine Spur zu
sehen!

w:/STGEWERK/HEFT10/98_s129.3d Dienstag,5.1.1999 18:48 Seite 129

Oktober 1998 129

G E W E R K S C H A F TD I E S T E U E R



Staat darf nicht
Jobkiller Nr. 1
bleiben

¹Der Staat muû aufhören,
sich auf allen Ebenen als
¹Jobkiller Nr. 1ª zu betäti-
gen. Man kann nicht den
Abbau von Arbeitsplätzen
im groûen Stil im öffentli-
chen Dienst als erfolgreiches
Sparprogramm anpreisen
und gleichzeitig von der
Wirtschaft besondere An-
strengungen zur Schaffung
bzw. zum Erhalt von Ar-
beitsplätzen fordern.ª Das
hat der DBB-Bundesvorsit-
zende Erhard Geyer in ei-
nem Interview in den Partei-
zeitungen von CDU, CSU,
SPD und F.D.P. als Haupt-
anliegen des öffentlichen
Dienstes an die Politikern in
der kommenden Legislatur-
periode bezeichnet.

Auûerdem müsse der
Grundsatz, daû der öffentli-
che Dienst dem Trend der
Einkommensentwicklung der
Privatwirtschaft zu folgen
hat, angesichts der mageren
Abschlüsse der vergange-
nen Jahre endlich wieder
Beachtung finden. Dies wür-
de den Kolleginnen und Kol-
legen verläûliche Perspekti-
ven schaffen und im übrigen
ihre Motivation erhöhen,
sich in den notwendigen
Modernisierungsprozeû der
Verwaltung einbinden zu
lassen und ihre Innovation-
potentiale einzubringen, so
Geyer weiter. Nach Ein-
schätzung des DBB-Bundes-
vorsitzenden würde dies si-
cherlich zu zusätzlichen
Synergieeffekten führen
und die oft beschworene
aber häufig fehlende Kon-
kurrenzfähigkeit der öffent-
lichen Verwaltung mit Un-
ternehmen der privaten

Wirtschaft herstellen. Geyer
zeigte sich überzeugt, daû
dann nicht nur echter Wett-
bewerb möglich wäre, son-
dern daû sich die Ver-
waltung auch in den Berei-
chen, in denen das möglich
ist, am ¹Marktª behaupten
wird.

Im selben Interview be-
zeichnete Geyer die Idee
des schlanken Staates als
richtig, wenn damit eine
möglichst effektive Aufga-
benerledigung gemeint sei.
Auch der eingeschlagene
Weg, die Verwaltung den
Gesetzen des Marktes zu
unterwerfen sei korrekt. Der
DBB selbst hat dazu seine
Konzepte Verwaltung 2000,
Haushaltsmodernisierung
und Neue Arbeitsformen
vorgelegt. Um so bedauerli-
cher sei es, daû lediglich die
beiden einfallslosesten aller
Rationalisierungskonzepte,
nämlich Personalabbau und
Privatisierung, diskutiert
würden. Mit fehlenden Si-
cherheitskräften, fehlenden
Steuerprüfern oder überal-
terten Lehrerkollegien sei
allerdings kein Staat zu ma-
chen. ¹Verwaltung, die
nicht mehr stattfindet, ist für
mich kein Synonym für den
schlanken Staat, sondern
Raubbau am Sozialstaat
Bundesrepublik. Daû dahin-
ter Bürgerwille stecken soll,
bezweifle ich sehr,ª so
Geyer wörtlich.

Karl-Heinz Nitz
50 Jahre
Gewerkschaftler

In diesem Jahr kann der
stellvertretende Bundesvor-
sitzende des BRH und Vor-
sitzender des BRH-Landes-

verbandes Nordrhein-West-
falen, Karl-Heinz Nitz, Mün-
ster, auf eine 50jährige
ununterbrochene gewerk-
schaftliche Tätigkeit zu-
rückblicken.

Mit seinem Eintritt bei der
Gründung des Ortsverban-
des Soest des Verbandes der
Finanzbeamten Westfalen,
am 1. Juli 1948 zum Schrift-
führer gewählt, führt sein
Weg über die Stationen
¹Kassenprüferª des BDSt-
Bezirksverbandes Westfa-
len, langjähriger Vorsitzen-
der des Ortsverbandes der
OFD Münster, Mitglied des
Hauptvorstandes, 1968 in
den geschäftsführenden Vor-
stand des Bundes Deutscher
Steuerbeamten, Bezirksver-
band Westfalen. Dort zu-
nächst als Schatzmeister,
danach in seiner Eigen-
schaft als Vorsitzender des
Bezirkspersonalrates der
OFD Münster und von 1980
bis 1988 als Vorsitzender des
Bezirksverbandes Westfalen
tätig. Nach seiner Pensionie-
rung wird er zum Ehrenmit-
glied gewählt und ist heute
noch aktiv bei allen Sitzun-
gen des DSTG-Hauptvorstan-
des Westfalen-Lippe dabei.

Bekannt wurde Karl-Heinz
Nitz aber durch seinen Ein-
satz in den Jahren 1957 bis
1962 bei der Gründung
der Jugendorganisation des
Deutschen Beamtenbundes,
als Mitglied der Bundesju-
gendleitung der DBB-Ju-
gend, als Mitbegründer und
Gründungsvorsitzender der
DBB-Jugend in NRW und
als Gründer und Vorsitzen-
der der DSTG-Jugend West-
falen.

Wie damals für die Jugend,
so setzt er sich heute für die
im Ruhestand lebenden
ehemaligen Angehörigen
des öffentlichen Dienstes
ein. Im Februar 1994 über-
nimmt er den Vorsitz des
BRH-Kreisverbandes Mün-
ster. Im Oktober 1994 zum
Landesverbandsvorsitzenden
des BRH NRW und im Mai
1995 zum stellvertreten-
den Bundesvorsitzenden ge-
wählt, ist er heute noch in
diesen ¾mtern unermüdlich
tätig.

Termingespräch:
Über Arbeitszeit
wird verhandelt

A m 9. September
1998 führte die
GGVöD mit den Ar-

beitgebern von Bund, Län-
dern und Gemeinden ein
Termingespräch, in dem es
um die Festlegung von Tarif-
verhandlungsterminen ging.

Schwerpunkt des Gesprächs
war die Festlegung der Ver-
handlungstermine zum The-
ma ¹Arbeitszeitª. Unter dem
Begriff Arbeitszeitgestal-
tung sollen zu diesem The-
menbereich entsprechend
der Vereinbarung in der Ta-
rifrunde 1998 Fragen zu
Arbeitszeitkonten, Faktori-
sierung, Arbeitszeitgesetz,
Jahresarbeitszeit und dem
Überstundenbegriff verhan-
delt werden.

Als Verhandlungstermine
wurden vereinbart der
29. Oktober, der 10./11. No-
vember 1998 und der 8./9.
Dezember 1998.

Darüber hinaus findet ein
Tarifgespräch am 3. Novem-
ber 1998 statt, das sich mit
den Arbeitsbedingungen in
Krankenhäusern befassen
soll.

Im Anschluû an das Termin-
gespräch wurden weitere
Verhandlungsthemen erör-
tert. Hier wurden insbeson-
dere die Themen Mantelta-
rif, Zusatzversorgung und
Altersteilzeit, Vergütung so-
wie notwendige Eingrup-
pierungstarifverhandlungen
angesprochen. Die Arbeit-
geber sahen sich jedoch au-
ûerstande, weitere Verhand-
lungstermine zu den Kom-
plexen zu vereinbaren.

Sie wiesen ihrerseits auf ver-
schiedene regelungsbedürf-
tige Tariffragen, z. B. aus
dem Arbeiterbereich, hin,
ohne jedoch konkrete Ter-
mine vorzulegen. Darüber
hinaus sollen noch nicht ab-
schlieûend geklärte Fragen
aus der Umsetzung des Al-
tersteilzeitgesetzes in einem
Gespräch erörtert werden.

DBB-Service im Internet

DBB-Mitglieder können per Internet verschiedene Service Lei-
stungen schnell und problemlos auf der Seite www.dbb.de/
mitgliederservice/dbb_einzelleistungen_für_Mitglieder.html
per Internet in Anspruch nehmen. Geboten wird eine Auswahl
aktueller Broschüren und eine kleine DBB-Kollektion. Natür-
lich ist auch jederzeit ein Antrag auf Mitgliedschaft oder eine
Mitgliederwerbung per Internet möglich.
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Keine Einsprüche
bei Arbeitszimmern
mehr nötig

D er Deutsche Beam-
tenbund hat er-
reicht, daû Einkom-

mensteuerfestsetzungen hin-
sichtlich der Abziehbarkeit
von Aufwendungen für ein
häusliches Arbeitszimmer
künftig nur noch vorläufig
durchgeführt werden, bis
das Bundesverfassungsge-
richt über eine einschlägi-
ge Verfassungsbeschwerde
entschieden hat. Gegen
Steuerbescheide, die einen
Vorläufigkeitsvermerk ent-
halten, brauchen keine
Rechtsbehelfe in Sachen
¹Arbeitszimmerª mehr ein-
gelegt werden.

Der DBB hat die vorläufigen
Festsetzungen mit dem Hin-
weis erreicht, daû Verfah-
ren vor dem Bundesverfas-
sungsgericht erfahrungsge-
mäû relativ lange dauern.
Um spätere Rechtsnachteile
zu vermeiden, müûten daher
von allen Steuerpflichtigen,
die ein häusliches Arbeits-
zimmer haben, noch über
mehrere Jahre hinweg re-
gelmäûig Einsprüche einge-
legt werden. Dadurch würde
der Finanzverwaltung er-
heblicher Mehraufwand ent-
stehen. Nach Angaben des
parlamentarischen Staats-
sekretärs beim Bundes-
finanzministerium, Hans-
georg Hauser, ist dem Anlie-
gen des DBB nach einem Be-
schluû der zuständigen Re-
feratsleiter der obersten Fi-
nanzbehörden des Bundes
und der Länder entsprochen
worden.

Der DBB empfiehlt allen be-
troffenen Kolleginnen und
Kollegen, ihre Aufwendun-
gen für das häusliche Ar-
beitszimmer auch in Zu-
kunft weiterhin in vollem
Umfang als Werbungsko-
sten im Rahmen der jährli-
chen Einkommensteuerer-
klärung geltend zu machen.

Zwar werden die Finanzäm-
ter diese Aufwendungen ±
wie schon bisher ± unter
Hinweis auf die derzeit gel-

tenden Gesetzesvorschriften
entweder gar nicht oder un-
ter bestimmten Vorausset-
zungen mit höchstens bis zu
2 400 DM pro Jahr als Wer-
bungskosten anerkennen.
Die Steuerfestsetzung soll in
diesen Fällen jedoch künf-
tig nur noch vorläufig er-
folgen. Bereits anhängige
Einspruchsverfahren können
bis zur abschlieûenden Ent-
scheidung über die Verfas-
sungsbeschwerde ruhen ge-
lassen werden.

DBB-Chef Geyer:
Personalabbau
stoppen

D er rücksichtslose
Personalabbau im
öffentlichen Dienst

muû jetzt endlich gestoppt
werden. Das hat der DBB-
Bundesvorsitzende Erhard
Geyer gegenüber der West-
deutschen Allgemeinen Zei-
tung gefordert. Immer mehr
Mitarbeiter müûten ihre Be-
schäftigung vorzeitig wegen
Dienstunfähigkeit aufgrund
von Überbelastung quittie-
ren.

Nach Schätzungen von Ex-
perten scheiden rund 40 Pro-
zent der im öffentlichen
Dienst Beschäftigten vorzei-
tig aus. Geyer führt diesen
Trend auf das höhere Ar-
beitspensum der Beamten
durch den drastischen Stel-
lenabbau bei Bund, Ländern
und Gemeinden zurück.
¹Allein die Bundesverwal-
tung hat in den letzten Jah-
ren rund 23 000 Arbeitsplät-
ze abgebautª. Auch im kom-
menden Jahr sind weitere
4 000 Stellenstreichungen
geplant. ¹Ich glaube, daû
wir das Ende der Fahnen-
stange erreicht haben,ª so
Geyer. Solange den Beam-
ten zusätzliche Aufgaben
aufgebürdet werden, müsse
der Staat das erforderliche
Personal bereithalten.

D as Bundesverfas-
sungsgericht wird
¹in sehr naher Zu-

kunftª erneut über die Ren-
tenbesteuerung entschei-
den. Das hat Bundesverfas-
sungsrichter Prof. Paul
Kirchhof auf einer Veran-
staltung des Instituts ¹Fi-
nanzen und Steuernª ange-
kündigt. Dabei werde dem
Gesetzgeber diesmal eine
Frist zur Beseitigung der
verfassungswidrigen Rege-
lung gesetzt, betonte Kirch-
hof.

Bereits 1980 hatte das Ge-
richt nach seiner Anpassung
die steuerliche Bevorzugung
von Renten gegenüber Pen-
sionen bemängelt und dies
in einer weiteren Entschei-
dung von 1992 bekräftigt.
Wegen der politischen Tur-
bulenzen beim Einigungs-
prozeû und der dadurch
ausgelösten Belastung des
Gesetzgebers hatte das Bun-
desverfassungsgericht da-
mals festgestellt, daû die
Zeit für die Angleichung der
Vorschriften für Renten und
Pensionen noch nicht ab-
gelaufen sei. Die Nicht-
beachtung der Entschei-
dung zur Rentenbesteue-
rung sei ± so Kirchhof ± ein
wesentlicher Grund dafür,
daû seit zehn Jahren Urteile
des Verfassungsgerichts nur
noch mit Fristen versehen
seien.

Der vom Bundesverfas-
sungsgericht kreierte Halb-
teilungsgrundsatz, wonach
die Obergrenze für die Ge-
samtsteuerbelastung ¹in der
Nähe von 50%ª liegen
müsse, folge aus der Eigen-
tumsgarantie von Artikel 14
des Grundgesetzes. Danach
diene das Eigentum zu-
gleich dem privaten Nutzen
und dem Wohl der Allge-
meinheit. Eine so verstan-
dene Sozialpflichtigkeit des
Eigentums bedinge, daû
dem Bürger zumindest 50%
seiner Einkünfte verbleiben.
Auch die indirekten Steuern
gehörten ± ihrer Systematik
nach ± in den Halbteilungs-

grundsatz. Doch hier beste-
he eine Ungewiûheit, weil
sich die Belastung der ein-
zelnen Bürger durch die
Verbrauchsteuern nur grob
schätzen lieûe.

Der Vorsitzende des Instituts
¹Finanzen und Steuernª,
Joachim Funk, hat in der
Veranstaltung an die Politi-
ker appelliert, unverzüglich
in der nächsten Legislatur-
periode eine durchgreifende
Steuerreform nach dem
Prinzip ¹Niedrigere Steuer-
sätze ± weniger Ausnah-
menª in Angriff zu nehmen.
Die DSTG war vertreten
durch Bundesgeschäftsfüh-
rer Paul Courth.

Zur verfassungskonformen
Besteuerung der Beamten-
pensionen haben DSTG und
DBB gefordert, für alle Arten
der Altersversorgung Be-
steuerungsmethoden festzu-
legen, die im Ergebnis die
Gefahr eines systemimma-
nenten Auseinanderdriftens
der Besteuerung von Ren-
ten, Pensionen etc. vermei-
den, d. h.: die Besteuerung
der Pensionen und ande-
rer Versorgungsbezüge ist
ebenfalls zu dynamisieren.
Für die Beamtenpension ist
± im Hinblick auf die lebens-
lange Dauer des Beamten-
verhältnisses ± im Einkom-
mensteuergesetz ein ein-
heitlicher prozentualer Ver-
sorgungsfreibetrag mit einer
Mindest- aber ohne Höchst-
betragsregelung vorzusehen.
¹DSTG und DBB legen Wert
auf ein Besteuerungsverfah-
ren, das dynamisch ist und
den Besonderheiten des Be-
amtenverhältnisses gerecht
wird. Wenn diese bei-
den Voraussetzungen erfüllt
sind, sind DSTG und DBB
mit jedem anderen Verfah-
ren einverstanden, das die
permanente Parallelität der
Renten- und Pensionsbe-
steuerung sicherstelltª, so
die Beschlüsse des Steuer-
Gewerkschaftstages 1995 und
des DBB-Bundesvertreterta-
ges 1995.

Kirchhof: In Kürze neues Urteil
zur Rentenbesteuerung
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